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1.	 Politische Bildung sollte auf veränderte partizipative Handlungsspielräume, auf die 
Krisenhaftigkeit europäischer Demokratie sowie auf unübersichtliche, komplexe 
Informationen im europäischen Mehrebenensystem reagieren. 

2.	Für mehr transnationale Demokratie in EUropa muss die Politische Bildung den 
Referenzrahmen zur Förderung politischer Kompetenzen über nationale Grenzen 
hinaus erweitern und dabei sowohl den Input als auch den Output demokratischer 
Verfahren auf EU-Ebene fokussieren. 

3.	Um Voraussetzungen für möglichst inklusive europäische Demokratieverfahren zu 
schaffen, an der auch jene teilnehmen können, die bislang benachteiligt sind, sollten 
Ausschlussprozesse und Exklusionsverursacher in den Blick genommen werden.

Politische Bildung neu denken

Von Britta Breser
Wien, 9. März 2017 
ISSN 2305-2635

Zusammenfassung

Handlungsempfehlungen

Transnationale Politik erfordert demokratisches Han-
deln über nationalstaatliche Grenzen hinaus. Demo-
kratie muss daher auch aus transnationaler Perspek-
tive vermittelt werden. Demokratische Governance 
unter den Bedingungen entgrenzter Nationalstaaten 
bleibt in der Demokratie-Vermittlung bislang jedoch 
unterbelichtet.

Der vorliegende Policy Brief stellt fünf Forderungen 
an Politische Bildung – im schulischen genauso wie 

im außerschulischen und mitunter auch im medialen 
Kontext – um auf die Anforderungen aktueller euro-
päischer Governanceprozesse reagieren zu können: 
Welches Wissen und welche Kompetenzen braucht 
es, damit BürgerInnen fähig sind, auch in immer un-
übersichtlicher werdenden politischen Konstellationen 
demokratische Handlungsspielräume einzunehmen? 
Welche Problemfelder müssen in den Blick genommen 
werden, um Voraussetzungen für möglichst inklusive 
Demokratieverfahren auf EU-Ebene zu schaffen? 

EUropa braucht transnationale Demokratie-Kompetenzen
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Einleitung

Aktueller Fokus I: Demokratie in der Krise

Tausende Menschen gehen europaweit auf die 
Straße, um die Handelsabkommen zwischen der 
Europäischen Union und Kanada (CETA) bzw. den 
Vereinigten Staaten (TTIP) anzuprangern und vor 
deren demokratiefeindlichen Wirkungen zu warnen. 
Zugleich geraten in vielen europäischen Staaten de-
mokratische Reformprozesse ins Stocken und Wahl-
beteiligungen sinken tendenziell.1 Man zweifelt an 
Demokratie und stärkt damit autoritäre Tendenzen.

 

Was Weidenfeld als demokratische „Krisenkomple-
xe“ aufgrund transnationaler Entgrenzungsprozesse 
beschreibt, zeigt sich europaweit gerade in eklatanter 
Weise: Politische Probleme werden unübersichtlicher, 
Abhängigkeiten größer, Handlungsspielräume enger, 
Solidarität und das Vertrauen in die politische Hand-
lungsfähigkeit nehmen ab, die Distanz zu demokra-
tischen Institutionen wächst.2 Transnationale Gover-
nance macht die Grenzen demokratischer Prozesse 
in ihren bekannten historischen Formen der National-
staaten deutlich. Die Internationalisierung von Politik 
stellt bisher als selbstverständlich vorausgesetzte Sys-
tembedingungen von Demokratie – „ihre Stabilisierung 
und Entfaltung in einem staatlich fixierten territorialen 
und gemeinschaftsbildenden wie gemeinschaftsprä-
genden Rahmen“3 – in Frage. 

1)  Vgl. Eurostat 2015

2)  Vgl. Weidenfeld 1996, 10

3)  Massing 2009, 29

Aktueller Fokus II: Politische Bildung 
überschreitet nationale Grenzen

Politische Bildung wurde 1978 erstmals als fä-
cherübergreifendes Unterrichtsprinzip im österreichi-
schen Schulsystem installiert. Jahrzehntelang bezog 
sie sich fast ausschließlich auf das nationale Politik-
system. Mit dem aktuellen Schuljahr 2016/17 wurde 
die Politische Bildung in Österreich im Rahmen von 
verpflichtenden Modulen im Gegenstand „Geschich-
te und Sozialkunde/Politische Bildung“ aufsteigend 
von der sechsten bis zur achten Schulstufe einge-
führt. Dieses Curriculum reagiert auf zwei Defizite: 
Es zielt zum einen auf eine Verstärkung Politischer 
Bildung und demokratischer Mitgestaltung generell. 
Zum anderen macht es deutlich, dass Politik über 
nationalstaatliche Grenzen hinaus gedacht werden 
muss. Aktuelle transnationale Prozesse wie europäi-
sche Identitätsbildung, Migrationsbewegungen oder 
die Mehrebenen von Politikgestaltung innerhalb der 
EU werden berücksichtigt. 

Diese Entwicklungen erfordern grenzüberschrei-
tendes demokratisches Handeln. Demokratie-Kom-
petenzen müssen daher auch aus transnationaler 
Perspektive vermittelt werden. Wie aber soll eine De-
mokratie-Vermittlung gestaltet werden, die auf multiple 
grenzüberschreitende Governanceprozesse reagiert? 

1. Herausforderungen transnationaler 
Demokratie-Vermittlung 

Speziell drei Herausforderungen stellen sich, 
welche sowohl bei der Demokratie-Vermittlung 
im Kontext europäischer Governanceprozesse als 
auch bei einer Weiterentwicklung transnationaler 
Demokratie-Konzepte nicht aus den Augen verlo-
ren werden sollten:

Politische Bildung neu denken
EUropa braucht transnationale Demokratie-Kompetenzen

„Transnationale Governance macht die Gren-
zen demokratischer Prozesse in ihren bekann-
ten historischen Formen der Nationalstaaten 
deutlich.“

„Demokratie-Kompetenzen müssen daher 
auch aus transnationaler Perspektive vermit-
telt werden.“
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Der Eindruck ist weit verbreitet, dass mächtige 
Organisationen und Lobbying-Gruppen in Brüssel 
mehr Einfluss haben als einfache BürgerInnen. Auch 
weite Teile der Wissenschaft diagnostizieren der EU 
seit langem ein Demokratiedefizit, sowohl auf der in-
stitutionellen als auch auf der strukturellen Ebene.4 
Zusätzlich ist die EU-weite Beteiligung bei Wahlen 
zum Europaparlament von 1979 bis 2014 um fast 
20 Prozent gesunken.5 Um dieser Demokratiekri-
se entgegen zu wirken, wurden auf EU-Ebene in 
den letzten Jahren eine Reihe von Maßnahmen zur 
Einbindung von IndividualbürgerInnen in die Politik-
gestaltung getroffen, deren Ausmaß zum Teil auch 
demokratische Instrumente auf nationalstaatlicher 
Ebene übertreffen.6 Im Vertrag von Lissabon hat man 
durch Artikel 11 erstmals eine spezielle Passage hin-
sichtlich der Einbeziehung auch der unorganisierten 
BürgerInnenschaft in EU-Governanceprozessen 
eingefügt. Dazu gehören z.B. Online-Konsultationen 
der Europäischen Kommission oder die Einführung 
der Europäischen Bürgerinitiative.7 Diskrepanzen 
zwischen dem demokratischen Anspruch und der 
Wirklichkeit bürgerschaftlicher Beteiligung in Politik-
formulierungs- und Politikimplementierungsprozes-
sen auf EU-Ebene lassen sich jedoch feststellen.8 
Eklatante Mängel wie impraktikable partizipativ-de-
mokratische Instrumente und intransparente Um-
setzungen werden bislang deutlich.9

Politische Bildung sollte nicht in die Gefahr kom-
men, sich als „Legitimationsmaschine für die konkrete 
Politik der EU“10 zu verstehen. Trotz Unzulänglichkei-
ten ist es jedoch ihre Aufgabe, die EU-Demokratie in 

4)  Vgl. Kohler-Koch/Buth 2011

5)  Vgl. Fislage 2015, 2

6)  Vgl. Hüller 2011, 11

7)  Vgl. EUV 2010, Art.11

8)  Vgl. Kohler-Koch/Quittkat 2011

9)  Vgl. Breser 2016b

10)  Sander 2015, 42

ihrer Kontroversität darzustellen. Kritik am gegenwär-
tigen Zustand demokratischer Gegebenheiten auf 
EU-Ebene ist zu entwickeln. Darüber hinaus braucht 
es aktive BürgerInnen, die fähig sind, an deren Kor-
rektur und Weiterentwicklung zu arbeiten.

b) Partizipation im Umbruch

„Die Globalisierung hat die wesentliche Exis-
tenzbedingung der Demokratie verändert, den na-
tionalstaatlichen Rahmen, in dem sich die demo-
kratische Ordnung bisher immer realisiert hat.“11 
Demokratische Modelle der Nationalstaaten lassen 
sich nicht vollständig auf die „mehrdimensionalen 
Entscheidungssysteme“12 der EU übertragen. Die 
Verlagerung der EU-Politik in „dezentrale Prozesse 
der Entscheidungsfindung in deliberativen Arenen“13 
– auch „network governance“ bezeichnet – benötigt 
spezielles Wissen und spezifische Kompetenzen, 
um demokratische Handlungsspielräume auf EU-
Ebene wahrnehmen zu können. Eine Erweiterung 
nationalstaatlicher Perspektiven wird vorausgesetzt.

„Wenn das Wahlvolk nicht mehr genau weiß, 
wer die eigentlich wichtigen Entscheidungen trifft 
und auf welcher Ebene diese getroffen werden, 
kann es seine Macht über die Regierung nicht mehr 
ausüben.“14 Veränderte Orte und Zeitpunkte de-
mokratischer Partizipationsmöglichkeiten müssen 
kommuniziert und neue Beteiligungsformen einge-
übt werden. Da Entgrenzungsprozesse auch eine 
Pluralisierung von Öffentlichkeiten in demokrati-
schen Verfahren mit sich bringen, sollen Kompe-
tenzen für den Umgang mit heterogener werdenden 
Interessen entwickelt werden. 

11)  Weidenfeld 1996, 10

12)  Haller 2008, 473

13)  Schmalz-Bruns 1999, 188

14)  Mahnkopf 1998, 66
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c) Komplexe und unübersichtliche politische 
Informationen

Politische Information gilt als konstituierender Fak-
tor in partizipativen Governanceprozessen auf EU-
Ebene.15 Es besteht ein Abhängigkeitsverhältnis der 
BürgerInnen zu kommunikativen Vermittlungsinstan-
zen, um an demokratischen Verfahren teilnehmen zu 
können.16 „The citizens need knowledge in order to 
participate politically.“17 Nationale Politik-AkteurInnen 
haben mitunter kaum Interesse, transnationale Ent-
scheidungsprozesse auf EU-Ebene zu kommunizie-
ren. Es gilt also, die Recherche nach politischen In-
formationen grenzüberschreitend anzulegen. Studien 
zeigen allerdings, dass sich BürgerInnen gerade auf-
grund der Unübersichtlichkeit an Informationen und 
des immer leichter werdenden Informationszugangs 
nicht hinreichend informiert fühlen, um politische Ent-
scheidungen zu tätigen18: „Increasing the amount of 
political information available […] does not necessarily 
contribute to higher levels of civic engagement.”19 Im 
Umbruch befindliche Gesellschaften in transnationa-
len Gebilden mit sich stets verändernden Problemen, 
welche zum Teil spezialisiertes Fachwissen verlan-
gen, verursachen, dass Politik für die BürgerInnen 
mitunter undurchschaubar und unzugänglich bleibt.20

Neben einer kritischen Informationsquellen-Analy-
se wird es für die politische Vermittlung daher zuneh-
mend notwendig, wieder „nach dem Grundsätzlichen 
[…] des Politischen zu fragen“21. Um demokratischen 
Mehrwert zu schaffen, ist die Politische Bildung he-
rausgefordert, speziell jene „grundlegenden Vorstel-

15)  Vgl. Meyer 2009, 151

16)  Vgl. Meyer/Peintinger 2013, 179

17)  Dahlgren 2009, 108

18)  Vgl. Fowler/Margolis 2013

19)  Lutz 2006, 25

20)  Vgl. Richter 2011, 141

21)  Kühberger 2009, 53

lungsbereiche zu identifizieren, die für das Wissen […] 
prägend und strukturbildend sind.“22

2. Demokratie braucht Wissen und 
Kompetenzen

2.1 Vier Grundkompetenzen 

 

Nach dem österreichischen Kompetenzmodell für 
die Politische Bildung gehören politische Sach-, Ur-
teils-, Methoden- und Handlungskompetenzen zu den 
Kernaufgaben der Politischen Bildung.23 Eine trans-
nationale Politische Bildung kennzeichnet sich vor al-
lem dadurch, dass sie sich auf grenzüberschreitende 
Fragen, Interdependenzen auf multiplen Ebenen so-
wie auf multiperspektivische Denk- und kontroverse 
Handlungsweisen fokussiert. Für die Demokratie-Ver-
mittlung im transnationalen Kontext lässt sich das Mo-
dell daher folgendermaßen konkretisieren: 

a) Sachkompetenz: transnationales politisches 
Wissen im Sinne von „Verstehen“, Fähigkeit zur Ori-
entierung in komplexen politischen Zusammenhän-
gen, Politikbewusstsein über nationale Grenzen hi-
naus, Sensibilität für europaweite gesellschaftliche 
Probleme in verschiedenen Politikfeldern und deren 
Interdependenzen

b) Urteilskompetenz: multiperspektivische eu-
ropäische Anschauungsweisen erarbeiten, eigene 
begründete Urteile zu grenzüberschreitenden Poli-
tikprozessen fällen, andere Urteile anhand rationa-
ler Maßstäbe bewerten und deren Interessens- und 
Standortgebundenheit feststellen

22)  Sander 2009, 58

23)  Vgl. Krammer 2008

„Eine transnationale Politische Bildung 
kennzeichnet sich vor allem dadurch, dass sie 
sich auf grenzüberschreitende Fragen, Inter-
dependenzen auf multiplen Ebenen sowie auf 
multiperspektivische Denk- und kontroverse 
Handlungsweisen fokussiert.“
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keiten, um sich selbst politische Sachverhalte auf 
europäischer Ebene erschließen zu können (u.a. 
kritische Medienanalyse) sowie kommunikative Fä-
higkeiten, um in einem grenzüberschreitenden Dis-
kurs teilnehmen zu können

d) Handlungskompetenz: mit Heterogenität, 
Ambivalenzen und Interessenskonflikten angesichts 
grenzüberschreitender Probleme konstruktiv um-
gehen können, bewusst und reflektiert eigene Ent-
scheidungen treffen und Kompromisse schließen, 
demokratische Instrumente und Institutionen nutzen 
können sowie Kooperation, Toleranz, Fairness, Soli-
darität, Zivilcourage zeigen

Politische Bildung trägt zur Demokratisierung 
transnationaler Räume bei, wenn sie Kompetenzen 
anbahnt, welche die Artikulation und das Einbringen 
von Interessen in grenzüberschreitende politische 
Entscheidungsprozesse unterstützen (Input-Orien-
tierung). Darüber hinaus sollte sie einen Beitrag zur 
kritischen Analyse transnationaler demokratischer 
Verfahren und zur Implementierung ihrer Ergebnis-
se leisten (Output-Orientierung).24 Dazu werden im 
Folgenden fünf Forderungen für eine transnationale 
Demokratie-Vermittlung aufgezeigt.25

2.2 Input-Ebene

Forderung I: Langfristige politische Entwicklungen 
rekonstruieren und darstellen

Entgegen medialer Vermittlungstechniken, die 
sich an den Nachrichtenwertfaktoren orientiere und 
sich auf kurzfristige Geschehnisse und plötzlich 

24)  Vgl. Scharpf 1999

25)  Die dahinterliegenden Befunde leiten sich aus einer em-
pirischen Mehrebenenanalyse der Beteiligung unorganisierter 
europäischer BürgerInnen am Entstehungsprozess der Europä-
ischen Bürgerinitiative ab (vgl. Breser 2016a).

auftretende Ereignisse konzentrieren, kennzeichnet 
sich Politik auf EU-Ebene durch lange Prozeduren 
mit unterschiedlichen Phasen. 

Die Vermittlung von EU-Politik muss dement-
sprechend prozessorientiert angelegt werden und 
sollte vermeiden, sich nur auf einmalige politische 
Ereignisse zu konzentrieren.26 Zusätzlich zu einer 
kritischen Analyse medialer Darstellung von Politik 
ist für eine effektive Partizipation in Politikformulie-
rungs- und Umsetzungsprozessen auf EU-Ebene 
daher vor allem Wissen über den richtigen Zeitpunkt 
einer politischen Beteiligungshandlung im Rahmen 
langfristiger Prozesse notwendig.27

Forderung II: Politik als mehrdimensionalen Prozess 
beschreiben und Zuständigkeiten erläutern

Demokratisches Regieren auf EU-Ebene besteht 
aus einer großen Anzahl von Entscheidungsträge-
rInnen, Entscheidungszentren und undurchsichti-
gen Hierarchien zwischen diesen Zentren, die wie-
derum in komplizierten Netzwerken stecken.28 Dies 
ist ein Auftrag an die Politische Bildung, sich mit 
den unterschiedlichen Ebenen transnationaler Po-
litik sowie mit der vielfältigen Landschaft an Top-
down- und Bottom-up-Beteiligungsmöglichkeiten 
auf EU-Ebene (u.a. E-Democracy-Tools) auseinan-
derzusetzen. Um politische Einflussmöglichkeiten 
und Partizipationschancen auch tatsächlich wahr-
nehmen zu können, streicht Detjen vor allem das 
Wissen um politische Zuständigkeiten hervor, das in 
diesem mehrdimensionalen System benötigt wird: 
„Der Bürger [die Bürgerin] muss zu diesem Zweck 
Kenntnisse über administrative Zuständigkeiten und 
rechtliche Verfahren besitzen.“29

26)  Vgl. Dahlgren 2009,184

27)  Vgl. Kohler-Koch 2011b, 262

28)  Vgl. Benz/Papadopoulos 2006, 2f

29)  Detjen 2000, 10
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2.3 Output-Ebene

Forderung III: Demokratiebegriffe präzisieren und 
Funktionen demokratischer Beteiligungsformen 

analysieren 

Dokumente der Europäischen Institutionen defi-
nieren den Begriff „Partizipation“ grundsätzlich nicht 
klar. Was mitunter als „partizipative Demokratie“ de-
klariert wird, muss in der Realität noch nicht Demo-
kratisierung an sich bedeuten. Für die Europäischen 
Institutionen sind Online-Konsultationen ebenso wie 
Workshops, Seminare, Politikforen und Konferen-
zen Realisierungen partizipativer Demokratie. Die 
Abgrenzung zum Lobbying ist ebenfalls fließend. 
Bei der Vermittlung partizipativer Demokratie-Inst-
rumente ist es daher notwendig, präzise Begriffs-
definitionen für politische Beteiligungsformen auf 
EU-Ebene einzuführen und deren unterschiedliche 
demokratische Funktionen zu analysieren und ka-
tegorisieren. 

Forderung IV: Das Potenzial demokratischer 
Instrumente bewerten und eigene Standpunkte 

entwickeln

Die partizipativen Handlungsspielräume der un-
organisierten BürgerInnenschaft auf EU-Ebene sind 
prinzipiell nicht klar festzumachen. Das demokrati-
sche Potenzial zivilgesellschaftlicher Beteiligung liegt 
mitunter bloß „in der Eröffnung neuer Perspektiven 
und Anliegen“30. Demokratische Verfahren wie z.B. 
die Online-Konsultation der Europäischen Kommis-
sion oder die Europäische Bürgerinitiative werden 
eher als Agenda-Setting-Instrument und weniger 
als verbindliche Demokratieverfahren betrachtet. 
Das Stimmrecht der europäischen Bevölkerung ist 
dabei vielfach nur als „Stimmungsbild“ im Vorfeld 
politischer Entscheidungen zu sehen. Es gilt daher, 
das jeweilige Potenzial von Partizipationsaktivitä-
ten auf EU-Ebene zu analysieren und unrealistische 
Output-Erwartungen der BürgerInnen aufzudecken. 
Sie sollen in die Lage versetzt werden, die demokra-

30)  Hüller 2011, 133

tischen Instrumente kriterienorientiert zu bewerten 
und daraufhin eigene Urteile zu entwickeln.

Forderung V: Sich mit der Krisenhaftigkeit 
transnationaler Demokratie-Verfahren 

auseinandersetzen, Korrekturen diskutieren und 
Handlungsspielräume nützen 

Die Krisenhaftigkeit demokratischer Governance 
im Kontext der EU muss auch in der Politik-Vermitt-
lung adäquat zur Debatte gebracht werden. Eine 
kontroverse Darstellung ihrer Ausprägungen und die 
kritische Reflexion ihrer medialen Vermittlung sind 
essentiell, um Mündigkeit zu entwickeln. Speziell 
die Abbildung der Interessen marginalisierter oder 
benachteiligter europäischer BürgerInnen sollte be-
rücksichtigt werden. Darüber hinaus sollen Bürge-
rInnen in die Lage versetzt werden, Korrekturen zu 
diskutieren und – um wieder auf die Input-Ebene 
zurückzukommen – „nach Mitteln und Wegen zu 
suchen, die vorgefundene politische Lage im Sinne 
seiner [ihrer] Interessen zu beeinflussen.“31

3. Problem: Exklusion von Personengruppen 

Analysen europäischer Governanceprozesse 
identifizieren eine ungleiche Verteilung von Teilhabe-
chancen: In Partizipationsverfahren auf EU-Ebene 
zeigen sich Geschlechter-Unterschiede (deutlich 
mehr Männer als Frauen), geografische Verzerrun-
gen (europäisches Nord-Süd- bzw. West-Ost-Ge-
fälle) und sprachliche Differenzen (Sprachen der 
neueren EU-Mitgliedsländer sind unterrepräsen-
tiert). Ressourcenreichere soziale Gruppen aus Bil-
dungsschichten beteiligen sich häufiger. Mangeln-
des Wissen über das EU-System, nicht existente 
Informationen über Interaktionsmöglichkeiten mit 
den Europäischen Institutionen und relevanten Ak-
teurInnen auf EU-Ebene sowie fehlender Internetzu-
gang werden als gravierende Barrieren bei Partizi-
pationsaktivitäten festgestellt.32

31)  Wehling 1977, 180

32)  Vgl. Breser 2016a
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bewusstsein über eigene politische, soziale und öko-
nomische Grenzen hinaus zu entwickeln, demokra-
tische Ausschlussprozesse in den Blick zu nehmen 
und auf Exklusionsverursacher zu reagieren, um Vor-
aussetzungen für möglichst chancengleiche, inklusi-
ve Demokratieprozesse zu schaffen. Denn ein demo-
kratischer Zugewinn durch politische Partizipation im 
Rahmen einer transnationalen Beteiligung wird dann 
erreicht, wenn auch jene Personengruppen in den 
Blick genommen werden, die bei der Mitgestaltung 
europäischer Politik bislang benachteiligt wurden.33

Conclusio

Transnationale Demokratie-Vermittlung hat die 
Aufgabe, den Referenzrahmen für demokratische 
Bildungsprozesse über nationale Grenzen hinaus zu 
erweitern und jenes Repertoire für politische Partizi-
pation auszubilden, um demokratische Handlungs-
spielräume im grenzüberschreitenden europäischen 
Kontext auszufüllen. 

33)  Vgl. Quittkat 2012, 69

Obwohl institutionelle Rahmenbedingungen für 
die Mitgestaltung unorganisierter BürgerInnen auf 
EU-Ebene bisher nur mangelhaft ausgeformt sind, 
gilt es, transnationale Demokratie als Perspekti-
ve offen zu legen und Kompetenzen anzubahnen, 
um diese weiterzuentwickeln.34 Dafür ist zum einen 
spezifisches Wissen über bereits bestehende Mög-
lichkeiten und Begrenzungen politischer Beteiligung 
notwendig. Darüber hinaus sind vor allem jene po-
litischen Kompetenzen zu fördern, die komplexe 
Governanceprozesse der EU und den konstrukti-
ven Umgang mit heterogenen AkteurInnen berück-
sichtigen, sowie Voraussetzungen zu schaffen, um 
transnationale Partizipation für möglichst vielfältige 
Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen. 

34)  Vgl. Overwien/Rathenow 2009, 15



8 Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) | Rotenhausgasse 6/8-9 | A-1090 Wien | europa@oegfe.at | oegfe.at | +43 1 533 4999

Ö
G

fE
 P

ol
ic

y 
B

rie
f 0

5’
20

17

Literaturverzeichnis 

BENZ, Arthur; PAPADOPOULOS, Yannis (2006): Introduction – Governance and Democracy: Concepts and Key Issues. In: Benz, 

Arthur/Papadopoulos, Yannis: Governance and Democracy. Comparing National, European and International Experiences, New 

York: Routledge, 2-3.

BRESER, Britta (2016a): Ein Stimmrecht, aber keine Stimme? Zur Beteiligung der unorganisierten Bürgerschaft an EU-Governance-

prozessen. Wien: NWV.

BRESER, Britta (2016b): Demokratie-Bildung über den nationalen Tellerrand? Zur Rolle partizipativer Demokratie auf EU-Ebene für 

eine transnationale Politische Bildung. In: Forschungsperspektiven. Wien: LIT, 11-26.

DAHLGREN, Peter (2009): Media and Political Engagement. Citizens, Communication, and Democracy. New York: Cambridge University Press.

DETJEN, Joachim (2000): Der demokratiekompetente Bürger. Eichstätter Antritts-vorlesungen: Katholische Universität Eichstätt.

DIENDORFER, Gertraud (2011): Einleitung. In: Forum Politische Bildung (Hg.): Politische Handlungsspielräume. Bozen: Studien-Verlag.

EUROSTAT (2015): Wählerbeteiligung an nationalen und EU Parlamentswahlen. Abrufbar unter:http://ec.europa.eu/eurostat/tgm/re-

freshTableAction.do?tab=table&plugin=1&pcode=tsdgo310&language=de (2016-11-04).

EUV (2010): Art. 11(3). 30.03.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C83.

FISLAGE, Franziska (2015): Wo sind die Europawähler? Analyse & Argumente. Konrad Adenauer Stiftung. Abrufbar unter: www.kas.

de/wf/doc/kas_40621-544-1-30.pdf?150304135805 (2016-11-04).

FOWLER, Anthony; MARGOLIS, Michele (2013): The political consequences of uninformed voters, Electoral Studies 2013. Abrufbar 

unter: www.michelemargolis.com/uploads/2/0/2/0/20207607/fowlermargolis_electoral_studies.pdf (2016-08-20).

HALLER, Max (2008): European Integration as an Elite Process. The Failure of a Dream? New York: Routledge.

HÜLLER, Thorsten (2011): Demokratie und Sozialregulierung in Europa. Die Online-Konsultationen der EU-Kommission. Frankfurt am 

Main: CampusVerlag.

KOHLER-KOCH, Beate (2011): Zivilgesellschaftliche Partizipation: Zugewinn an Demokratie oder Pluralisierung der europäischen Lob-

by? In: Kohler-Koch, Beate; Quittkat, Christine (Hg.): Die Entzauberung partizipativer Demokratie. Zur Rolle der Zivilgesellschaft bei 

der Demokratisierung von EU-Governance. Frankfurt/New York: Campus-Verlag, 241-271.

KOHLER-KOCH, Beate; BUTH, Vanessa (2011): Der Spagat der europäischen Zivilgesellschaft – zwischen Professionalität und Bür-

gernähe. In: Kohler-Koch, Beate; Quittkat, Christine (Hg.): Die Entzauberung partizipativer Demokratie. Zur Rolle der Zivilgesell-

schaft bei der Demokratisierung von EU-Governance. Frankfurt/NewYork: Campus-Verlag, 167-210.

KOHLER-KOCH, Beate; QUITTKAT, Christine (2011): Die Entzauberung partizipativer Demokratie. Zur Rolle der Zivilgesellschaft bei 

der Demokratisierung von EU-Governance. Frankfurt/New York: Campus-Verlag.

KRAMMER, Reinhard (2008): Kompetenzen durch Politische Bildung. Ein Kompetenz-Strukturmodell. In: Forum Politische Bildung 

(Hg.): Informationen zur Politischen Bildung. Kompetenzorientierte Politische Bildung. Bozen: Studienverlag, S. 5-14. 



9Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) | Rotenhausgasse 6/8-9 | A-1090 Wien | europa@oegfe.at | oegfe.at | +43 1 533 4999

Ö
G

fE P
olicy B

rief 05’2017KÜHBERGER, Christoph (2009): Welches Wissen benötigt die Politische Bildung? In: Forum Politische Bildung (Hg.): Politische Kultur. 

Mit einem Schwerpunkt zu den Europawahlen. Informationen zur Politischen Bildung. Bozen: Studienverlag, S. 52-56.

LUTZ, Georg (2006): Participation, Information and Democracy. The consequences of Low Levels of Participation and Information for 

the Functioning of Democracy. Hamburg: LIT Verlag.

MAHNKOPF, Birgit (1998): Probleme der Demokratie unter den Bedingungen ökonomischer Globalisierung und ökologischer Restrik-

tionen. In: Greven, Michael (Hg.): Demokratie – eine Kultur des Westens? Opladen: Springer.

MASSING, Peter (2009): Probleme der Demokratie unter den Bedingungen der Globalisierung und der Entgrenzung des National-

staates. In: Overwien, Bernd; Rathenow, Hanns-Fred (Hg.): Globalisierung fordert politische Bildung. Politisches Lernen im globa-

len Kontext. Opladen: Budrich, 25-36.

MEYER, Thomas (2009): Was ist Demokratie? Eine diskursive Einführung. Wiesbaden: Verlag für Sozialwissenschaften. 

MEYER, Sarah; PEINTINGER, Teresa (2013): (K)eine Stimme für MigrantInnen? Inklusion und Exklusion in der Politisierung von Migra-

tion. In: Atac, Ilker; Rosenberger, Sieglinde: Politik der Inklusion und Exklusion. Göttingen: V&R unipress, 177-196.

OVERWIEN, Bernd; RATHENOW, Hanns-Fred (2009): Globalisierung als Gegenstand der politischen Bildung – eine Einleitung. In: 

Overwien, Bernd; Rathenow, Hanns-Fred (Hg.): Globalisierung fordert politische Bildung. Politisches Lernen im globalen Kontext. 

Opladen: Budrich, 7-21.

QUITTKAT, Christine (2012): Die EBI – (K)ein Tor zur europäischen Politik für „Normalbürger”. In: Forschungsjournal Soziale Bewegun-

gen, Nr.4, 69-79.

RICHTER, Emanuel (2011): Was ist politische Kompetenz? Frankfurt am Main: Campus Verlag.

SANDER, Wolfgang (2009): Wissen: Basiskonzepte der Politischen Bildung. In: Politische Kultur. Mit einem Schwerpunkt zu den Eu-

ropawahlen. Forum Politische Bildung (Hg.): Informationen zur Politischen Bildung, Bozen: Studienverlag. 

SANDER, Wolfgang (2015): Europa denken lernen – gibt es eine europäische Identität? In: Diendorfer, Gertraud et al. (Hg.): Bildungs-

fragen: Europa und ökonomisches Lernen. Schwalbach: Wochenschau Verlag, 49-61.

SCHARPF, Fritz W. (1999): Demokratietheorie zwischen Utopie und Anpassung. Konstanz: Cornelsen.

SCHMALZ-BRUNS, Rainer (1999): Deliberativer Supranationalismus. Demokratisches Regieren jenseits des Nationalstaats. In: Zeit-

schrift für Internationale Beziehungen, 185-244.

WEHLING, Hans-Georg (1977): Konsens à la Beutelsbach? In: Schiele, Siegfried; Schneider, Herbert (Hg.): Das Konsensproblem in 

der politischen Bildung. Klett: Stuttgart, 179-180.

WEIDENFELD, Werner (1996): Demokratie am Wendepunkt. Die demokratische Frage als Projekt des 21. Jahrhunderts. Siedler: Berlin.



10 Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) | Rotenhausgasse 6/8-9 | A-1090 Wien | europa@oegfe.at | oegfe.at | +43 1 533 4999

Ö
G

fE
 P

ol
ic

y 
B

rie
f 0

5’
20

17

Impressum
Österreichische Gesellschaft für Europapolitik
Rotenhausgasse 6/8-9
A-1090 Wien, Österreich

Generalsekretär: Mag. Paul Schmidt
Verantwortlich: Christoph Breinschmid, M.A.

Tel.: +43 1 533 4999
Fax: +43 1 533 4999 – 40
E-Mail: policybriefs@oegfe.at
Web: http://oegfe.at/policybriefs

ISSN 2305-2635
Die Ansichten, die in dieser Publikation zum Ausdruck 
kommen, stimmen nicht unbedingt mit jenen der ÖGfE 
oder jenen, der Organisation, für die die Autorin arbeitet, 
überein.

Schlagworte
EU, europäische Governanceprozesse, transnationale 
Demokratie, Demokratie-Vermittlung, Politische Bildung, 
Politische Kommunikation

Zitation
Breser, B. (2017). Politische Bildung neu denken. EUropa 
braucht transnationale Demokratie-Kompetenzen. Wien. 
ÖGfE Policy Brief, 05’2017

Über die Autorin

Über die ÖGfE
Die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) ist ein parteipolitisch unabhän-
giger Verein auf sozialpartnerschaftlicher Basis. Sie informiert über die europäische In-
tegration und steht für einen offenen Dialog über aktuelle europapolitische Fragen und 
deren Relevanz für Österreich. Sie verfügt über langjährige Erfahrung im Bezug auf die 
Förderung einer europäischen Debatte und agiert als Katalysator zur Verbreitung von eu-
ropapolitischen Informationen.

Britta Breser forscht und lehrt zur Politischen Bildung und Demokratie-Entwicklung sowie 
zur Politischen Kommunikation im Kontext der Europäischen Union. Sie ist an der Karl-
Franzens-Universität und den beiden Pädagogischen Hochschulen in Graz sowie am inter-
nationalen Netzwerk Politische Kommunikation (netPOL) tätig.

Kontakt: britta.breser@uni-graz.at

mailto:policybriefs%40oegfe.at?subject=Anfrage%20bez%C3%BCglich%20der%20%C3%96GfE%20Policy%20Briefs
http://oegfe.at/policybriefs
mailto:britta.breser@uni-graz.at

